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BfM Bundesamt für Migration
EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
NDG Nachrichtendienstgesetz
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
EU Europäische Union
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EWR Europäischer Wirtschaftsraum
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
ZEMIS Zentrales Migrationsinformationssystem
AuG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer
KSZE Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
EG Europäische Gemeinschaft
BFF Bundesamt für Flüchtlinge (-2005) 

heute: Staatssekretariat für Migration (SEM)
ICMPD International center for migration policy development
VSBM Vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen

ODM Office fédéral des migrations
DFJP Département fédéral de justice et police
AELE Association européenne de libre-échange
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
LRens Loi sur le renseignement
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
UE Union européenne
CEDH Convention européenne des droits de l'homme
EEE l'Espace économique européen
CP Code pénal suisse
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
USAM Union suisse des arts et métiers
SYMIC système d'information central sur la migration
LEtr Loi fédérale sur les étrangers
CSCE Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
CE Communauté européenne
ODR Office fédéral des réfugiés (-2005) 

aujourd'hui: Secrétariat d’Etat aux migrations (SEM)

ICMPD International center for migration policy development
MDCS Mesures de confiance et de sécurité
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Der Bundesrat hat im September das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung
des Terrorismus unterzeichnet. Dieses sieht vor, dass auch vorbereitende Handlungen,
wie das Anwerben und Ausbilden von Terroristen und die öffentliche Aufforderung zu
terroristischen Handlungen, bestraft werden. Dafür muss in der Schweiz allenfalls eine
Strafbestimmung eingeführt werden, die das Vorfeld einer geplanten terroristischen
Straftat abdeckt. Das EJPD wird eine Botschaft für die Umsetzung des Übereinkommens
ausarbeiten. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.06.2012
NADJA ACKERMANN

Im Oktober 2015 unterzeichnete der Bundesrat als Erweiterung zum Übereinkommen
des Europarats zur Verhütung des Terrorismus das dazugehörige Zusatzprotokoll, das
Reisen für terroristische Zwecke sowie entsprechende Finanzierungs- und
Unterstützungshandlungen unter Strafe stellt. Durch das Bundesgesetz über das Verbot
der Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer Staat» sowie verwandter
Organisationen ist die Beteiligung an sowie die Unterstützung und Förderung von
terroristischen Organisationen in der Schweiz bereits strafbar. Darüber hinaus wolle
der Bundesrat in Umsetzung des Zusatzprotokolls nun auch die Anwerbung und
Ausbildung von Terroristen unter Strafe stellen sowie einen eigenen Straftatbestand für
terroristisch motiviertes Reisen und dessen Finanzierung prüfen, gab er per
Medienmitteilung bekannt. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.10.2015
KARIN FRICK

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in die
Vernehmlassung, die unter anderem das Übereinkommen und das Zusatzprotokoll des
Europarats zur Verhütung des Terrorismus im Schweizer Recht umsetzen wird.
Zusammen mit der Vorlage zu präventiven polizeilichen Massnahmen und dem
Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und
gewalttätigem Extremismus, der Präventionsmassnahmen in allen
Gesellschaftsbereichen beinhaltet, bildete die vorliegende Anpassung des Strafrechts
die Grundlage, damit Justiz und Polizei die Gefahr eines terroristischen Anschlags in
der Schweiz besser vermindern können.
Mit dem Entwurf wollte der Bundesrat erstens das Verbot, Terroristinnen und
Terroristen anzuwerben und auszubilden sowie Reisen mit dem Ziel einer
terroristischen Straftat – sogenannte Dschihadreisen – anzutreten, das bisher im
befristeten Bundesgesetz über das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und
«Islamischer Staat» sowie verwandter Organisationen verankert war, in Form einer
neuen Strafbestimmung ins ständige Recht überführen. Zweitens sollte in Erfüllung der
Motion 15.3008 die Bestimmung gegen organisierte Kriminalität (Art. 260ter StGB), die
bisher vor allem gegen mafiöse Organisationen gerichtet war, auch auf terroristische
Organisationen zugeschnitten werden, indem die Kriterien für das Vorliegen einer
kriminellen bzw. terroristischen Organisation angepasst werden. Damit einhergehen
sollte auch eine Erhöhung des entsprechenden Strafmasses von aktuell fünf auf neu
maximal zwanzig Jahre Freiheitsstrafe. Drittens sollte das Organisationsverbot von Art.
74 NDG so angepasst werden, dass die Strafandrohung mit jener des befristeten
Bundesgesetzes über das Verbot von «Al-Qaïda» und dem «Islamischen Staat»
übereinstimmt und die Strafverfolgung in die Zuständigkeit des Bundes gelegt wird.
Viertes Ziel war die Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit in der
Rechtshilfe und bei der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung. So wollte der
Bundesrat einerseits die internationale Rechtshilfe beschleunigen, indem unter
gewissen Voraussetzungen eine vorzeitige Übermittlung von Informationen und
Beweismitteln – d.h. ohne dass die betroffene Person informiert wird und damit
Beschwerde erheben könnte – ermöglicht werden sollte. Ausserdem sollte die
Einsetzung gemeinsamer Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz geregelt werden.
Andererseits wollte er die Kompetenzen der Meldestelle für Geldwäscherei
dahingehend erweitern, dass sie auch ausländische Informationen über kriminelle
Gelder verarbeiten darf, ohne dass eine Verdachtsmeldung von der betroffenen
Schweizer Bank vorliegen muss.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.2017
KARIN FRICK
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Neu sollte bereits die Unterstützung einer kriminellen oder terroristischen
Organisation, und zwar ohne Zusammenhang zu einer innerhalb der Organisation
begangenen Straftat, unter Strafe gestellt werden. Die ideologische Unterstützung oder
die blosse Zugehörigkeit zu einer kriminellen oder terroristischen Organisation, wie von
den kantonalen Strafverfolgungsbehörden und der Bundesanwaltschaft gefordert,
wollte der Bundesrat dagegen nicht verbieten. Die Regierung lehne ein
Gesinnungsstrafrecht ab, wurde Justizministerin Simonetta Sommaruga in der Presse
zitiert. Dennoch sei die Botschaft klar, so Sommaruga weiter: «Die Schweiz ist kein
sicherer Hafen für Terroristen und ihre Unterstützer.» 3

Datenschutz und Statistik

Im November veröffentlichte der Bundesrat seine Botschaft für die Ratifizierung des
Übereinkommens des Europarats zum Schutz der Menschen bei der elektronischen
Verarbeitung von personenbezogenen Daten. Das aus dem Jahre 1981 stammende
Übereinkommen ist bereits von 17 Staaten ratifiziert worden und stellt eine
Konkretisierung der Bestimmungen der Menschenrechtskonvention (EMRK) über den
Datenschutz dar. Es verpflichtet die Staaten zum Erlass von Datenschutzbestimmungen
und harmonisiert diese durch die Festlegung von Minimalstandards. Da die Schweiz die
Anforderungen des Übereinkommens erfüllt, sind für die Ratifizierung keine neuen
gesetzlichen Bestimmungen erforderlich. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.11.1996
HANS HIRTER

Beide Parlamentskammern stimmten der Ratifizierung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz des Menschen bei der elektronischen Verarbeitung von
personenbezogenen Daten oppositionslos zu. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.06.1997
HANS HIRTER

Grundrechte

Gegen Jahresende beantragte die Regierung ferner die Genehmigung des 11. Protokolls
zur EMRK für die Schaffung eines vollamtlichen Gerichtshofs für Menschenrechte.
Dieser soll die beiden bisherigen nichtständigen Organe (Kommission als Vorprüfstelle
und Gerichtshof als definitiv urteilende Instanz) ablösen. Erhofft wird von der Reform
eine Beschleunigung des Verfahrens, welche vor allem wegen der Zunahme der
individuellen Beschwerdefälle und dem Beitritt ost- und mitteleuropäischer Staaten zur
EMRK dringlich geworden ist. 6

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Ratifikation der Protokolle 9 und 10 zur
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK). Das erste gibt dem einzelnen
Beschwerdeführer das Recht, persönlich seine Sache vor dem Gerichtshof zu vertreten.
Das Protokoll 10 befasst sich mit den Entscheiden des Ministerkomitees des
Europarates bei Beschwerden, die nicht dem Gerichtshof vorgelegt worden sind. Für
diese soll in Zukunft nicht mehr ein qualifiziertes Mehr von zwei Dritteln, sondern das
einfache Mehr erforderlich sein. Beide Räte stimmten der Ratifizierung ohne
Diskussion zu. 7

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.12.1994
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Die Schweiz unterzeichnete am 23. August die Konvention des Europarates über die
Geldwäscherei. Gemäss dem EJPD erfüllt das schweizerische Recht den von diesem
Abkommen in Bezug auf Strafverfolgung und Konfiskation deliktischer Vermögenswerte
verlangten Mindeststandard. Die Konvention ist auch von Bedeutung für die
internationale Zusammenarbeit beim Kampf gegen die Geldwäscherei. 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.08.1991
HANS HIRTER
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Der Nationalrat überwies diskussionslos eine Motion Glanzmann (cvp, LU) für eine
rasche Unterzeichnung der Cybercrime-Konvention des Europarates. Diese
vereinfacht die internationale Rechtshilfe bei der Ermittlung von Verbrechen, die im
Internet begangen worden sind. Der Ständerat überwies eine Motion Burkhalter (fdp,
NE; Mo. 08.3100) und ein Postulat Frick (cvp, SZ; Po. 08.3101), welche einen Bericht
über die effizientesten Möglichkeiten zur Bekämpfung der Internetkriminalität und
darauf aufbauend eine nationale Strategie dazu fordern. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.03.2008
HANS HIRTER

Neben der Speicherung von biometrischen Daten im Ausländerausweis war auch die
Übernahme der Rückführungsrichtlinie, mit der die EU eine Vereinheitlichung der
Rückführung illegaler Einwanderer auf der Basis von klaren Regelungen schaffen wollte,
umstritten. Die Richtlinie verlangte Anpassungen im Bundegesetz über die
Ausländerinnen und Ausländer (AuG). Während der Ständerat dem Vorschlag des
Bundesrates gefolgt war, wurde im Nationalrat insbesondere über die Dauer der
Haftstrafe für illegale Einwanderung debattiert. Die EU-Richtlinie sieht eine maximale
Haftdauer von 18 Monaten vor, während die Obergrenze in der Schweiz bisher 24
Monate betrug. Die Mehrheit des Nationalrates wollte an der bisherigen Praxis
festhalten und den Bundesrat beauftragen, in diesem Punkt mit der EU zu verhandeln.
Nachdem der Ständerat in der Geschäftsbereinigung allerdings auf der Herabsetzung
beharrte, lenkte schliesslich auch der Nationalrat ein – mit Ausnahme der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.06.2010
MARC BÜHLMANN

Kriminalität

Da das Internet keine Landesgrenzen kennt, ist bei der Bekämpfung der
Internetkriminalität eine internationale Zusammenarbeit wichtig. Dieser Ansicht ist
auch die grosse Kammer, die nach dem Ständerat ebenfalls den Entwurf des
Bundesrates zur Umsetzung des Übereinkommens des Europarates über die
Cyberkriminalität mit 117 zu 30 Stimmen genehmigte. Nur die SVP votierte gegen die
Konvention. Zu Diskussionen führte der von der Schweiz anzubringende Vorbehalt, mit
dem bei Pornografie auf dem Schutzalter 16 statt 18 beharrt werden soll. Durch die
Ratifizierung der Konvention wird der Straftatbestand um das Hacking erweitert.
Zugleich wurde so der Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU; Mo. 07.3629) Folge
geleistet, welche bereits 2007 die rasche Unterzeichnung der Konvention gefordert
hatte. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Outre ces réformes structurelles, Flavio Cotti souhaite modifier les modalités d'accès à
la diplomatie en permettant à des personnalités du monde politique et économique
d'être nommées au rang d'ambassadeur sans avoir suivi la filière traditionnelle. Par
cette nouvelle politique - qui a conduit à la nomination du secrétaire général du DFAE
Alfred Defago au consulat général de New-York avec titre d'ambassadeur, de l'industriel
Uli Sigg à l'ambassade de Suisse en Chine et de la socialiste Gret Haller en tant que
représentante permanente au Conseil de l'Europe - le chef du DFAE entend ainsi attirer
vers la diplomatie des compétences nouvelles. Ce recrutement hors du corps des
diplomates a suscité l'inquiétude et un certain mécontentement parmi les
ambassadeurs de carrière qui ont redouté que la nomination de diplomates "hors
sérail" à des postes importants ne leur porte préjudice. Flavio Cotti a également voulu
soumettre les représentations suisses à l'étranger à évaluation en créant un inspectorat
diplomatique qui sera chargé de juger si les ambassades atteignent les buts politiques
fixés. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.12.1994
LIONEL EPERON
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Beziehungen zur EU

Parmi ses objectifs figurent, par exemple, l'amélioration du respect des minorités
nationales, notamment par le biais du Conseil de l'Europe. A l'initiative de la Suisse, une
conférence d'experts se tiendra, à ce sujet, en juillet 1991 à Genève. Le texte de Paris
évoque également la poursuite des négociations sur les mesures de confiance et de
sécurité (MDCS) ainsi que sur les forces armées conventionnelles. Il mentionne la
nécessité de développer de nouvelles formes de coopération dans le règlement
pacifique des différends. A ce propos, une réunion, également suggérée par la Suisse,
aura lieu en janvier/février 1991 à Malte. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.11.1990
BRIGITTE CARETTI

Lors de la session d'hiver du Conseil de l'Europe, la délégation suisse emmenée par P.
Sager (udc, BE) s'est montrée particulièrement active. Elle a notamment proposé un
plan "Energie Europe 2000" qui vise à coordonner à l'échelle européenne une
politique des transports et de l'énergie. Cette proposition comprend entre autres la
création d'un comité intergouvernemental de l'énergie et des transports. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.02.1991
ANDRÉ MACH

Les 34 pays membres de la CSCE réunis à Madrid au cours du mois d'avril ont décidé de
créer un organisme parlementaire de 250 membres. Ce dernier devra siéger une fois
par année et sera chargé de contrôler si les Etats suivent effectivement les dispositions
du traité d'Helsinki. La Suisse comptera six représentants dans cette nouvelle
assemblée. A l'origine, il avait été question de faire du Conseil de l'Europe l'organe
parlementaire de la CSCE; mais, en raison de l'opposition du Canada et des Etats-Unis,
ce projet a échoué. Ces derniers étaient favorables à la création d'un parlement
complètement indépendant du Conseil de l'Europe, cela contre l'avis des membres des
délégations européennes qui craignaient une concurrence et un chevauchement des
compétences entre les deux institutions. Grâce aux efforts des délégués européens,
helvétiques notamment, ces risques ont toutefois pu être atténués. Il a été admis que
les deux instances travailleraient en étroite collaboration et que le nouveau parlement
serait basé sur les principes du Conseil de l'Europe, ce qui évitera les confusions.
D'autre part, la présence des mêmes députés dans les deux Chambres devrait
permettre une bonne coordination. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.06.1991
ANDRÉ MACH

A partir de la fin du mois de novembre, le chef du DFAE a assumé pendant six mois la
présidence du comité des ministres. Au début de son mandat, R. Felber a annoncé son
intention de donner de nouvelles impulsions à l'organisation; il a fixé comme objectifs
de renforcer le rôle du Conseil de l'Europe dans le processus d'intégration
européenne, notamment en vue d'un rapprochement avec les pays d'Europe de l'Est,
de rétablir les liens avec les Etats-Unis (une visite à Washington a déjà été prévue pour
le début de l'année 92), et de réformer les statuts de l'organisation ainsi que les
mécanismes de contrôle de la convention européenne des droits de l'homme. R. Felber
a aussi exprimé son espoir que l'institutionnalisation de la CSCE ne se fasse pas au
détriment du Conseil de l'Europe de telle sorte que le nombre déjà réduit de ses
secteurs d'activités (droits de l'homme, culture, coopération politique et questions de
société) ne soit pas encore concurrencé par les compétences de la CSCE. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.11.1991
ANDRÉ MACH

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le chef du DFAE, R. Felber, a présidé jusqu'au mois de mai le comité des ministres du
Conseil de l'Europe. Au cours des six mois de présidence helvétique, l'organisation a
poursuivi son ouverture à l'égard des pays d'Europe centrale et de l'Est. La Bulgarie est
devenue le 27e membre de l'organisation; la Roumanie, la Slovénie, l'Albanie et la Russie
ont également déposé une demande d'adhésion au début de l'année. La plus vieille des
institutions européennes est ainsi progressivement devenue la première structure
d'accueil pour les pays d'Europe centrale et orientale dans leur voie vers l'intégration
européenne. Lors de sa période de présidence, R. Felber s'est également efforcé
d'améliorer les contacts avec les Etats-Unis, qui ont toujours fait preuve de réticences
à l'égard du Conseil de l'Europe, en raison de la prééminence de la France au sein de
cette institution. Lors de son voyage aux Etats-Unis, le chef du DFAE, accompagné par
la secrétaire générale C. Lalumière, a tenu à sensibiliser le président américain aux
activités du Conseil de l'Europe; il a également plaidé pour une meilleure coordination
entre les activités de celui-ci et celles de la CSCE, dont les Etats-Unis sont membres. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.05.1992
ANDRÉ MACH
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En 1993, l'assemblée parlementaire du Conseil de l'Europe a approuvé l'adhésion de
quatre nouveaux pays: la Lituanie, la Slovénie, l'Estonie et la Roumanie. Depuis la chute
du mur de Berlin, neuf pays d'Europe centrale ont adhéré au Conseil de l'Europe, ce
qui a porté le nombre d'Etats membres de 23 à 32. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.05.1993
AUTOR UNBEKANNT

Lors du sommet des chefs d'Etat et de gouvernement du Conseil de l'Europe à Vienne,
trois sujets principaux ont été débattus: la réforme des mécanismes de protection des
droits de l'homme, l'adoption d'une charte des minorités garantissant leur protection
et la mise sur pied d'un plan d'action pour lutter contre le racisme et l'intolérance. Au
terme de la réunion, une déclaration finale comportant différentes propositions sur les
problèmes mentionnés ci-dessus a été approuvée. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.10.1993
AUTOR UNBEKANNT

Présidente du Conseil national jusqu'à la fin de l'année, la socialiste Gret Haller (BE) a
été nommée ambassadrice permanente auprès du Conseil de l'Europe à Strasbourg
pour une durée de cinq ans. Elle devient ainsi la troisième personne à obtenir une
représentation diplomatique de première importance sans avoir suivi la filière
diplomatique traditionnelle. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.11.1994
LIONEL EPERON

Le parlement a décidé d'autoriser le Conseil fédéral à ratifier les Protocoles 9 et 10 de
la Convention européenne des droits de l'homme (CEDH). Le premier reconnaît le
droit des requérants individuels de déférer à la Cour des affaires déclarées recevables
par la Commission. Ce protocole marque ainsi un pas décisif dans le renforcement de
la protection de l'individu, puisqu'il lui reconnaît un droit jusqu'ici réservé à la
Commission et aux Etats contractants. Le second vise, quant à lui, à remplacer le
principe de la majorité des deux tiers prévue à l'article 32 CEDH par la majorité simple
afin de faciliter le traitement des requêtes par le Comité des ministres.
(c.f. aussi: la ratification des Protocoles 9, 10 et 11) 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.12.1994
LIONEL EPERON

Outre l'adhésion de la Principauté d'Andorre en tant que 33e membre du Conseil de
l'Europe, l'année 1994 a principalement été marquée par les suites du Sommet de
Vienne et par l'accomplissement d'importants progrès dans les trois activités
prioritaires qui y ont été déterminées. En matière de réforme des mécanismes de
protection des droits de l'homme, un protocole d'amendement prévoyant la création
d'une Cour unique et permanente a été signé par la quasi-totalité des pays membres du
Conseil de l'Europe, dont la Suisse. En ce qui concerne la protection des minorités
nationales, le comité institué pour exécuter ce mandat a élaboré une Convention-cadre
qui a été adoptée en novembre et qui sera ouverte à la signature le 1er février 1995.
Cette convention, pour laquelle la Suisse s'est très activement engagée, constitue le
premier instrument juridique international contraignant consacré exclusivement à la
protection des minorités nationales. Quant à la lutte contre la xénophobie et
l'intolérance, les travaux engagés dans ce domaine ont conduit à la création, à
Strasbourg, d'une Commission européenne contre le racisme et l'intolérance. Par
ailleurs, le Conseil fédéral a ratifié, en mars, les deux Protocoles à la Convention
européenne pour la prévention de la torture et des peines ou traitements inhumains ou
dégradants. 22

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.12.1994
LIONEL EPERON

L'année 1994 a également été marquée par l'élection du parlementaire suédois Daniel
Tarschys en tant que nouveau secrétaire général de l'Organisation. Il a ainsi succédé à
la Française Catherine Lalumière qui assumait cette fonction depuis 1989. Quant au
Conseiller d'Etat genevois Claude Haegi (pl), il a été élu à la présidence de la Chambre
des régions. 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.12.1994
LIONEL EPERON
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Suite à la signature de l'Accord de paix de Dayton, l'ambassadrice Gret Haller a été
nommée médiatrice pour les droits de l'homme en Bosnie par le président hongrois de
l'OSCE, Laszlo Kovacs. Ce mandat d'une durée de cinq ans contraint l'ancienne
présidente du Conseil national à renoncer à son poste d'ambassadrice de Suisse auprès
du Conseil de l'Europe auquel elle avait accédé en 1994. 24

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.12.1995
LIONEL EPERON

Sous les auspices du Conseil de l'Europe se sont déroulées à Genève les premières
Rencontres économiques Est/Ouest des régions d'Europe. Organisée par la
Confédération et les autorités cantonales genevoises, cette manifestation a réuni près
de 500 délégués venus de toute l'Europe. La réunion a été principalement marquée par
la création d'une Fondation pour le développement économique des régions d'Europe
(FDERE) dont la première tâche a consisté à mettre sur pied un serveur Internet par
lequel les autorités régionales, les responsables de différentes branches de l'industrie
et les partenaires économiques pourront coopérer en s'échangeant des
informations. 25

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.01.1996
LIONEL EPERON

Candidate à la fonction de commissaire aux droits de l’homme du Conseil de l’Europe,
la diplomate suisse Gret Haller a été finalement été écartée au profit de l’Espagnol
Alvaro Gil-Robles par 41 voix de différence. Selon Gret Haller, sa non-élection est une
conséquence de l’absence de la Suisse dans l’UE, les européens préférant voir l’un des
leurs accéder aux postes à responsabilité. 26

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.09.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Lors de l'année sous revue et dans le cadre du Conseil de l'Europe, la Suisse a
également signé la Convention européenne sur les droits de l'homme et la bio-
médecine, ainsi que son Protocole additionnel portant interdiction du clonage d'êtres
humains. Elle a ratifié le Protocole d'amendement à la Convention européenne sur la
protection des animaux vertébrés utilisés à des fins expérimentales ou à d'autres fins
scientifiques et a décidé d'appliquer provisoirement le Protocole d'amendement à la
Convention européenne sur la télévision transfrontalière. 27

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Le Comité européen pour la prévention de la torture et des peines ou traitements
inhumains ou dégradants, basant son action sur la Convention du même nom, avait
effectué une visite (du 5 au 15 février 2001), entre autres, dans des pénitenciers, des
locaux de détention de la police ou encore un centre de détention aux fins d’expulsion.
Bien que globalement satisfait, il avait estimé dans son rapport que certaines pratiques
policières étaient inacceptables. Dans sa réponse, le Conseil fédéral a souligné que
certaines recommandations avaient déjà été suivies, par exemple en matière
d’opérations d’éloignement d’étrangers par la voie aérienne. Il a ajouté que la
procédure de consultation en cours concernant le Code de procédure pénal allait
permettre d’autres adaptations allant dans la bonne direction. 28

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.03.2002
ROMAIN CLIVAZ

Au mois de novembre, la Suisse a pris la présidence semestrielle du Conseil de
l’Europe. Elle s’est donné pour tâche prioritaire de mener la réforme de la Cour
européenne des droits de l’homme afin de la désengorger de l’afflux de demandes. A ce
moment, près de 100'000 requêtes étaient pendantes et les réformes étaient bloquées
par la Russie d’où provenait le quart des plaintes. 29

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.11.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

La présidence helvétique du Conseil de l’Europe a pris fin. Micheline Calmy-Rey en a
tiré un bilan très positif au vu de la ratification par la Russie du protocole visant une
réforme de la Cour européenne des droits de l’homme. En effet, la Suisse avait fait de
cette réforme l’ambition majeure de sa présidence. La Russie est l’un des pays les plus
sanctionnés et demeurait jusqu’alors le seul membre à la bloquer. Une conférence a
été organisée par le DFAE à Interlaken afin de permettre la mise en place d’un plan
d’actions et d’un calendrier des réformes. 30

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.05.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Le Conseil de l’Europe a voté à l’unanimité une recommandation demandant à la Suisse
d’adopter un moratoire sur l’interdiction de construire des minarets. Il a estimé que
cette interdiction discrimine les musulmans habitant en Suisse. Les cinq conseillers
nationaux participant au vote l’ont donc approuvée. 31

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Die Schweiz hatte im Berichtsjahr den Vorsitz des 2006 gegründeten GFME inne,
welcher vom Sonderbotschafter für internationale Migrationszusammenarbeit Eduard
Gnesa geführt wurde. 32

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.02.2011
ANITA KÄPPELI

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement gab im Berichtsjahr das
Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung
und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention) in die Vernehmlassung. Eine
Umsetzung würde in der Schweiz verschiedene Änderungen am Strafgesetzbuch
verlangen. 33

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.08.2011
ANITA KÄPPELI

En début d’année, le gouvernement a approuvé le troisième rapport sur la mise en
œuvre de la Convention-cadre du Conseil de l’Europe pour la protection des minorités
nationales en Suisse. Le rapport a salué les améliorations concernant la protection des
minorités linguistiques. Il a cependant reconnu la nécessité d’intensifier les efforts
envers les gens du voyage suisses.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2012
EMILIA PASQUIER

Zwischenstaatliche Beziehungen

Lors de sa première visite officielle en Suisse, le nouveau secrétaire général du Conseil
de l'Europe, le suédois Daniel Tarschys, a rencontré les conseillers fédéraux Cotti,
Dreifuss et Koller. A cette occasion, il s'est notamment entretenu avec le chef du DFAE
sur la protection des minorités nationales, l'élargissement du Conseil de l'Europe ainsi
que sur la coopération de cette organisation avec la CSCE. 34

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.10.1994
LIONEL EPERON

Lors de son voyage en Asie du Sud-Est, Ruth Metzler-Arnold en a profité pour signer
trois accords approuvés par le Conseil fédéral : un traité bilatéral d’entraide judiciaire
en matière pénale, un accord de réadmission ainsi q’un accord sur l’échange de
stagiaires. Après celui signé avec Hong Kong, le traité d’entraide judiciaire est le
deuxième avec un pays asiatique. 35

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.07.2002
ROMAIN CLIVAZ

Un accord de réadmission entre la Suisse et le Liban a été signé en décembre. C’est le
premier accord de ce type passé avec un pays non européen du pourtour
méditerranéen. Outre la réadmission des ressortissants suisses et libanais, l’accord
prévoit également celle des ressortissants d’Etats tiers et des apatrides, auxquels la
Suisse ou le Liban ont accordé la dernière autorisation de séjour permanente ou
reconnu le statut de réfugié, de même qu’il réglemente la question du transit. 36

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.12.2004
ELIE BURGOS

La Suisse a signé un accord de réadmission avec la Géorgie au mois d’avril. Les deux
pays se sont engagés à réadmettre leurs propres ressortissants. 37

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.04.2005
ELIE BURGOS

La Suisse a signé un accord de réadmission avec la Pologne. Les deux pays s’engagent
dès lors à reprendre sans formalités leurs ressortissants, ainsi que les ressortissants
d’Etats tiers et les apatrides ayant transité ou séjourné sur leurs territoires. 38

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.09.2005
ELIE BURGOS
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La Suisse et la Grande-Bretagne ont signé un accord de réadmission en fin d’année.
Celui-ci prévoit la réadmission sans formalité de requérants d’asile d’Etats tiers,
lorsqu’il est prouvé que ces personnes ont préalablement séjourné dans un Etat
contractant ou transité par celui-ci. Il règle également le sort des ressortissants d’Etats
tiers sans autorisation de séjour. 39

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.12.2005
ELIE BURGOS

Au mois de septembre, la Suisse et le Vietnam ont signé un accord sur le rapatriement
des immigrés illégaux, selon lequel le Vietnam réadmettra sur son territoire ses
ressortissants sans permis de séjour en Suisse. Les deux pays ont également conclu un
accord en vue de la modernisation d’une ligne ferroviaire. 40

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.09.2006
ELIE BURGOS

La Suisse a conclu, durant l’année sous revue, un accord de réadmission avec
l’Afghanistan et le Haut-Commissariat des Nations unies pour les réfugiés (HCR). 41

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.10.2006
ELIE BURGOS

Suite à l’adhésion, le 1er janvier 2007, de la Roumanie à l’UE, la Suisse a souhaité
renforcer sa coopération bilatérale dans le domaine de la migration avec cet Etat en
révisant l’accord de réadmission existant. La Suisse et la Roumanie ont ainsi signé un
accord de réadmission remanié au mois de juin. 42

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.06.2008
ELIE BURGOS

La Suisse a signé deux accords avec la Bosnie-Herzégovine début novembre : l’un sur la
réadmission des personnes en situation irrégulière et l’autre prévoyant l’octroi facilité
de visas  43

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.11.2008
ELIE BURGOS

La Suisse a signé un accord de réadmission révisé avec la Bulgarie au mois de
novembre. 44

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.11.2008
ELIE BURGOS

L’Office fédéral des migrations (ODM) a annoncé vouloir finaliser un accord de
réadmission avec le Kosovo, alors que le rapport du Conseil de l’Europe à ce propos a
considéré que les conditions de sécurité n’étaient pas encore suffisantes pour ce
faire. 45

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.07.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

La Confédération a signé un accord permettant la reprise des renvois forcés vers le
Nigeria dans le cadre d’un mémorandum d’entente sur le partenariat migratoire. Ces
vols spéciaux avaient été interrompus suite à la mort d’un ressortissant nigérian à
l’aéroport de Zurich en début d’année. 46

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.11.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

En décembre, le DFAE a appelé le Kosovo à faire la lumière sur les accusations du
rapport du Conseil de l’Europe établi par le sénateur Marty (plr, TI). Ce dernier affirme
que l’armée de libération du Kosovo, dirigée alors par le premier ministre Hashim Thaçi,
a commis des activités criminelles, notamment un trafic d’organes prélevés sur des
prisonniers exécutés. En conséquence, Micheline Calmy-Rey a renoncé à recevoir le
prix de la diaspora kosovare des mains de l’ambassadeur du Kosovo à Berne. 47

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ebenfalls im Februar war der nigerianische Aussenminister Henry Odein Ajumogobia in
Bern zu Besuch, wo er zusammen mit Micheline Calmy-Rey ein Memorandum of
Understanding für die Zusammenarbeit im Migrationsbereich unterzeichnete. 48

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.02.2011
ANITA KÄPPELI
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Im Februar unterzeichnete der Bundesrat ein Memorandum of Understanding über den
Abschluss einer Migrationspartnerschaft mit der Regierung Nigerias. 49

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.02.2011
ANITA KÄPPELI

Der Bundesrat unterzeichnete mit der Regierung Guineas ein Abkommen über die
Zusammenarbeit im Migrationsbereich. 50

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.10.2011
ANITA KÄPPELI

Avant de recevoir la ministre des affaires étrangères du Ghana, le chef du DFAE a
accueilli, à Berne, le ministre irlandais des affaires étrangères Charles Flanagan. Lors
de cette visite officielle, Didier Burkhalter a expliqué à son homologue irlandais quelle
était la situation entre la Suisse et l'UE après la votation sur l'immigration de masse. Il a
souligné que la Suisse voulait sauvegarder les relations bilatérales tout en ayant une
meilleure maitrise de la migration. Par ailleurs, il a aussi été question des relations
bilatérales entre la Suisse et l'Irlande. 51

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.05.2015
CAROLINE HULLIGER

Angela Merkel a été reçue à Berne le 3 septembre pour une visite officielle. A cette
occasion, la chancelière fédérale allemande a pu s'entretenir avec les conseillers
fédéraux Sommaruga, Schneider-Ammann, Leuthard et Burkhalter à propos de la
politique européenne, de la voie bilatérale unissant la Suisse à l'UE et des défis que
soulève actuellement la pression migratoire. Lors des discussions ont également été
évoquées certaines problématiques relatives aux crises affectant le sud et l'est de
l'Europe, ainsi que des questions politiques en lien avec le climat, l'énergie et les
transports. 52

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.09.2015
AUDREY BOVEY

Entwicklungspolitik

En vue des premières élections municipales en automne au Kosovo, le Vaudois Victor
Ruffy s’est vu confier la responsabilité de la mission d’observation chargée de
préparer le scrutin. En tant que chef de la délégation du Conseil de l’Europe, l’ancien
conseiller national socialiste avait pour tâche de coordonner les actions sur le terrain,
dans un environnement difficile aux institutions encore embryonnaires. Pour l’aider, le
DFAE a mis deux observateurs suisses à la disposition du Conseil de l’Europe. La
mission de la délégation devait surveiller successivement la procédure
d’enregistrement des électeurs, la campagne électorale et enfin les élections elles-
mêmes. Parallèlement, le chef de la DDC Walter Fust s’est réjoui des réalisations de
l’aide suisse au Kosovo. Il a annoncé que plus de 900 habitations avaient été réparées
durant l’année 1999, soit une dépense d’environ 10'000 francs par maison. Les 22
experts suisses présents dans la région au cours de la période ont aussi pu venir en aide
à l’agriculture kosovare ravagée par la guerre: semences, tracteurs et plus de 400
vaches sont arrivés au Kosovo. Sur la base de ces bons résultats, la DDC prévoyait
d’acheminer un nouveau contingent de vaches — entre 1000 et 1500 — et de consacrer
10 millions de francs à l’aide au Kosovo pour l’année sous revue. 53

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.07.2000
FRANÇOIS BARRAS

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Der parlamentarische Prozess zur Ratifikation der 2013 unterschriebenen
Europaratskonvention zur Steueramtshilfe (Amtshilfeübereinkommen) wurde im
Berichtsjahr 2014 noch nicht angestossen. Auf Basis des Amtshilfeabkommens
entschied sich der Bundesrat jedoch zur Unterzeichnung des Multilateral Competent
Authority Agreement (MCAA) unter Vorbehalt der parlamentarischen Genehmigung des
Amtshilfeübereinkommens. Die Zustimmung des Parlaments zum
Amtshilfeübereinkommen war im Zusammenhang mit dem MCAA nötig, weil dieses sich
staatsrechtlich auf das Amtshilfeübereinkommen stützte. Mit der Unterzeichnung des
Amtshilfeübereinkommens hatte sich der Bundesrat erhofft, die Anzahl Staaten, die auf
Basis der neuen OECD-Standards Amtshilfe ersuchen können, weiter zu vergrössern,
weil dieses (im Gegensatz zur Vorlage zur einseitigen Anwendung der OECD-Standards)
auch Staaten ohne Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) erlaubte, Amtshilfegesuche

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.12.2014
FABIO CANETG
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nach OECD-Standards zu stellen. Damit sollte den Empfehlungen des Global Forum
entsprochen werden. Dieses hatte mitunter gefordert, dass die Anzahl DBA, welche
Amtshilfe auf Basis der OECD-Standards gewähren, vergrössert werden musste. 54

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medizinische Forschung

In Ausführung des vom Stimmvolk 1992 angenommenen Verfassungsartikels zur
Fortpflanzungs- und Gentechnologie (art. 24decies) gab der Bundesrat im September
eine Ratifikations- und eine Gesetzesvorlagen in die Vernehmlassung. Mit der
vorgeschlagenen Unterzeichnung und Ratifizierung des Europarat-Übereinkommens
über Menschenrechte und Biomedizin (Bio-Ethik-Konvention) sowie des
Zusatzprotokolls über das Verbot des Klonens menschlicher Lebewesen möchte sich
die Landesregierung an den internationalen Bemühungen beteiligen, für den Bereich
der Humanmedizin und der medizinischen Forschung verbindliche Richtlinien
festzulegen. Gleichzeitig stellte sie ihren Entwurf für ein neues Bundesgesetz über
genetische Untersuchungen am Menschen (Genomanalysengesetz) vor. Der Erlass soll
fünf Anwendungsbereiche der Gendiagnostik regeln (Medizin, Arbeit, Versicherung,
Haftpflicht und Identifizierung). Grundsätzlich gilt, dass die Untersuchung des Erbgutes
bis auf ganz wenige Ausnahmen nur mit Einwilligung der betroffenen Person
vorgenommen und keine Person wegen ihres Erbgutes diskriminiert werden darf. 55

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.09.1998
MARIANNE BENTELI

Sport

Beide Räte sprachen sich einstimmig für die Ratifizierung des Europäischen
Übereinkommens über Gewalttätigkeiten und Ausschreitungen von Zuschauern bei
Sportanlässen, insbesondere bei Fussballspielen aus. 56

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.1990
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im April fand in Bern das zweite schweizerisch-portugiesische Expertentreffen statt.
Die beiden Delegationen schlossen eine Vereinbarung ab, wonach Schweizer Bürger
und portugiesische Staatsangehörige nach einem ordnungsgemässen und
ununterbrochenen Aufenthalt von fünf Jahren im anderen Staat die
Niederlassungsbewilligung erhalten. Damit wurden per 1.7.90 die portugiesischen den
meisten ausländischen Arbeitnehmern in der Schweiz rechtlich gleichgestellt. 57

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.04.1990
MARIANNE BENTELI

In kaum einem anderen Bereich wirft der europäische Binnenmarkt bereits so lange
Schatten wie in der Frage der Zulassungspolitik der ausländischen Arbeitskräfte. Dabei
setzte sich die Erkenntnis durch, dass die EG in ihren Verhandlungen mit der EFTA
Verständnis für die quantitative Stabilisierungspolitik der Schweiz – mit Luxemburg und
Liechtenstein europaweit das Land mit dem höchsten Ausländeranteil – zeigen dürfte,
dass sie aber unmissverständlich auf eine soziale und rechtliche Besserstellung ihrer
Staatsangehörigen drängen wird. Insbesondere Spanien und Portugal werden sich
voraussichtlich für eine Abschaffung des Saisonnierstatuts einsetzen. Von Bundesrat
und Verwaltung war denn auch mehrfach zu hören, das Saisonnierstatut sei im Rahmen
der EWR-Verhandlungen grundlegend zu überprüfen. Auch die OECD empfahl der
Schweiz, ihre Fremdarbeiterpolitik neu zu überdenken. 58

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.08.1990
MARIANNE BENTELI

Während die im geplanten EWR vorgesehene Freizügigkeit des Personenverkehrs noch
vor Jahresfrist als eine Art Schreckgespenst gezeichnet worden war, dem nur durch
eine ganze Reihe von Vorbehalten begegnet werden könne, kamen im Berichtsjahr
sowohl der Bundesrat wie die Sozialpartner zur Einsicht, dass der freie
Personenverkehr in Europa mehr Vor- als Nachteile aufweisen werde. Die Schweizer
Unterhändler pochten denn auch in den Verhandlungen mit der EG immer weniger auf
Ausnahmeregelungen. 59

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.07.1991
MARIANNE BENTELI
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Aus Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse in der Schweiz handelte der Bundesrat
beim bilateralen Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr eine
Regelung aus, die einen schrittweisen Übergang zur Personenfreizügigkeit vorsieht.
Nach dem Inkrafttreten der sieben Abkommen, das heisst nach der
Referendumsabstimmung in der Schweiz und der Ratifikation durch die Parlamente der
EU-Staaten, schafft die Schweiz während einer ersten Vertragsphase von zwei Jahren
die wichtigsten arbeitsmarktlichen Hürden für EU-Angehörige ab (Inländervorrang,
Kontrolle der Arbeitsverträge der Zuwanderer). Während der folgenden fünf Jahren gilt
weiterhin eine zahlenmässige Beschränkung; die Grenzzonen bleiben ebenfalls noch
fünf Jahre bestehen. In der zweiten Phase wird der freie Personenverkehr von der
Schweiz versuchsweise eingeführt. Eine einseitig anrufbare Schutzklausel erlaubt ihr
aber, bei einer massiven Einwanderung jeweils für zwei Jahre wieder Kontingente
festzulegen. Nach zwölf Jahren tritt der freie Personenverkehr endgültig in Kraft –
sofern die Schweiz nach der ersten Vertragsperiode von sieben Jahren die
Weiterführung bestätigt. Das Bundesgesetz über den Vertrag mit der EU über die
Personenfreizügigkeit wurde im Ständerat einstimmig und im Nationalrat mit 117 zu 7
Stimmen bei 19 Enthaltungen angenommen. Das Abkommen bedingt die Übernahme des
EU-Koordinationsrechts im Sozialversicherungsbereich. Aus Sorge, die Aufhebung der
Kontrolle der Lohn- und Arbeitsbedingungen der Zuwanderer könnte zu einem
Lohndumping durch ausländische Arbeitskräfte führen, wurden flankierende
Massnahmen beschlossen, die dies verhindern sollen. 60

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.12.1999
MARIANNE BENTELI

Die Erkenntnis wächst, dass angesichts der ungleichen Verteilung des
Bevölkerungszuwachses und der verfügbaren Arbeit in der ersten und der dritten Welt
die Migrationsströme ein zentrales Problem der modernen Gesellschaft sind, das nicht
allein mit nationalen Massnahmen gelöst werden kann. Trotz den gemeinsamen
Interessen der Herkunfts-, Transit- und Zielländer fehlen aber umfassende
zwischenstaatliche Richtlinien zur Beeinflussung der unkontrollierten Migration. Ein
erster Anlauf für einen Prozess des gemeinsamen Dialogs fand Mitte Juni unter der
Ägide des Bundesamtes für Flüchtlinge (BFF) in Bern statt. Am 1. International
Symposium on Migration („The Bernese Initiative“) nahmen rund 60 hochrangige
Vertreterinnen und Vertreter von staatlichen Behörden, internationalen
Organisationen, Hilfswerken und der Wissenschaft aus 30 Ländern teil. In den letzten
Jahren hatte die Frage, warum gewisse Volksgruppen bevorzugt in einem bestimmten
Land um Asyl nachsuchen, zu emotionalen Debatten geführt und (auf
rechtsbürgerlicher Seite) den Ruf nach einer Eindämmung der Attraktivität der Schweiz
als Asylland laut werden lassen. Eine Studie des Schweiz. Forums für
Migrationsforschung belegte erstmals mit genauen Zahlen und in einem internationalen
Vergleich die These, wonach die Flüchtlingsströme in einem engen Zusammenhang mit
der Fremdarbeiterpolitik des jeweiligen Staates stehen. Fazit der Studie war, dass, wer
Saisonniers ruft, nicht erstaunt sein muss, wenn Asyl suchende Menschen kommen 61

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.06.2000
MARIANNE BENTELI

Nach dem Ständerat 2003 genehmigte auch der Nationalrat diskussionslos den Beitritt
der Schweiz zum Zentrum der internationalen Migrationspolitik (International Center
for Migration Policy Development, ICMPD), an dessen Gründung 1993 die Schweiz
massgeblich beteiligt gewesen war. Das Zentrum entwickelt und fördert mit Hilfe seiner
asyl- und migrationsspezifischen Sachkenntnis Langzeitstrategien in Migrationsfragen
und stellt dazu einen wirkungsvollen Konsultationsmechanismus bereit. Des Weiteren
bietet das ICMPD den europäischen Regierungen und Organisationen Dienstleistungen
in den Bereichen Asyl und Migration an und setzt sich für die Bekämpfung der
irregulären Migration ein. Zudem befasst es sich im Rahmen seiner Arbeit für den so
genannten Stabilitätspakt und die Budapester Gruppe speziell mit der
Migrationsproblematik in Mittel- und Südosteuropa mit dem Ziel, diverse Staaten dieser
Region bei der Integration in die europäischen Strukturen zu unterstützen und damit
zur verbesserten Steuerung unkontrollierter Migrationsbewegungen beizutragen. 62

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.05.2004
MARIANNE BENTELI

Auf den 1. Juni trat die zweite Stufe der Bilateralen I in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt
haben Schweizer Bürger freien Zugang zum EU-Arbeitsmarkt und gilt in der Schweiz
kein Inländervorrang mehr. Aufgrund der bisher mit dem Freizügigkeitsabkommen
gemachten Erfahrungen wurde mit keinem Massenzulauf ausländischer Arbeitskräfte
gerechnet. 63

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.06.2004
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



An einer zweiten internationalen Konferenz der „Berner Initiative“, an der Vertreter von
rund 120 Staaten teilnahmen, wurde im Dezember eine (explizit unverbindliche) Agenda
für Migrationsmanagement erörtert. Aus dem 2001 vom BFF lancierten
Konsultationsprozess ist eine Sammlung von Prinzipien („common understandings“) und
praktischen Massnahmen („effective practices“) hervorgegangen, die zeigen sollen, wie
die Aus- und Einwanderung zum Nutzen aller Beteiligten erleichtert und geregelt
werden kann. Durch die Papiere der „Berner Initiative“ zieht sich der Grundgedanke,
dass eine geordnete Migration nicht allein für die in ein anderes Land ziehenden
Menschen, sondern auch für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Zielstaaten
sowie für den kulturellen Austausch von Nutzen sein können. 64

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.12.2004
MARIANNE BENTELI

Die beiden UNO-Sonderberichterstatter für Rassismus resp. für die Rechte der
Migrantinnen und Migranten äusserten sich in einem Schreiben an den Bundesrat
besorgt über die Kampagne der SVP zur Ausschaffungsinitiative und zu den dabei
verwendeten Plakaten. In seiner Antwort hielt der Bundesrat fest, dass die freie
Meinungsäusserung in einer demokratischen Gesellschaft, insbesondere im Rahmen
politischer Debatten zu schützen sei. Er brachte seinen festen Willen zum Ausdruck, in
der Schweiz keinerlei Form des Rassismus zu dulden, wies jedoch darauf hin, dass in
einem Rechtsstaat die Beurteilung der Frage, ob öffentliche Verlautbarungen unter die
Antirassismus-Strafnorm fallen, grundsätzlich Sache der Justiz und nicht der
politischen Behörden sei. (Zu den Bestrebungen zur Abschaffung oder Einschränkung
der Antirassismus-Strafnorm siehe hier). 65

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.09.2007
MARIANNE BENTELI

National- und Ständerat stimmten im Berichtsjahr einer Vorlage zur Einführung
biometrischer Ausländerausweise zu. Beide Kammern hiessen dabei den Entwurf des
Bundesrates unverändert gut. Mit der Revision des Ausländergesetzes und des
Bundesgesetzes über das Informationssystem für den Ausländer- und den Asylbereich
wird eine Verordnung der EU umgesetzt, welche die Schweiz aufgrund des Schengen-
Abkommens übernehmen muss. Die Ausländerausweise enthalten künftig einen
Datenchip mit einem Gesichtsbild und zwei Fingerabdrücken. Die biometrischen Daten
werden während fünf Jahren im zentralen Migrationsinformationssystem (ZEMIS)
gespeichert. Im Dezember verabschiedete der Bundesrat auch die erforderlichen
Anpassungen auf Verordnungsstufe. 66

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

En novembre, le gouvernement a publié un message concernant le traité avec le Kosovo
sur le transfert de personnes condamnées. Ce traité permettrait aux deux parties de
transférer dans leur pays d’origine les personnes condamnées dans l’autre pays. Ainsi,
le gouvernement suisse a demandé le soutien du parlement arguant que ce traité
permettrait non seulement une meilleure réinsertion sociale des détenus, mais aussi un
désengorgement des prisons suisses. 67

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.11.2012
EMILIA PASQUIER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Zeitgleich mit seiner Botschaft zur Genehmigung des Übereinkommens über den Schutz
des Unterwasser-Kulturerbes hatte der Bundesrat im November 2018 auch seine
Botschaft zur Genehmigung des Rahmenübereinkommens des Europarats über den
Wert des Kulturerbes verabschiedet. Das auch als «Konvention von Faro» bekannte
Abkommen setzt das Kulturerbe in den Fokus, welches für die Förderung von kultureller
Vielfalt und nachhaltiger Entwicklung in der Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt eine
bedeutende Ressource darstellt. Das 2005 vom Europarat verabschiedete und zur
Unterzeichnung und Ratifikation aufgelegte Abkommen ist am 1. Juni 2011 in Kraft
getreten und seither von 18 Staaten ratifiziert und von 5 weiteren Staaten unterzeichnet
worden. Mit dem Abkommen werden die Staaten dazu aufgefordert,
Rahmenbedingungen zu schaffen, die dem Kulturerbe zu mehr Aufmerksamkeit
verhelfen und sowohl den Zugang dazu stärken als auch die Teilhabe daran einer
breiteren Öffentlichkeit ermöglichen. Konkrete Ziele für die kulturelle Nachhaltigkeit im
Schweizer Kontext wurden erstmals im Rahmen der «Strategie Nachhaltige Entwicklung
2016–2019» und mit den drei Handlungsachsen der Kulturbotschaft 2016–2020

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.02.2019
MELIKE GÖKCE
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definiert. Ausgehend von einem relativ breit gefassten Kulturbegriff inkludiert das
Abkommen sowohl materielle als auch immaterielle und digitale Erscheinungsformen
des Kulturerbes. Hinsichtlich der Umsetzung der Konvention wird den beitretenden
Staaten grundsätzlich ein grosser Handlungsspielraum gewährt, wobei im Falle der
Schweiz auf der rechtlichen Ebene keine Anpassungen erforderlich sein werden. Der
Bundesrat sah in der Ratifikation des Abkommens eine sinnvolle Ergänzung der bereits
bestehenden Übereinkommen des Europarates im Bereich der Kulturpolitik und einen
idealen Verweis auf die Bedeutung «zeitgemässer Ansätze wie einer partizipativen und
transparenten Gouvernanz, der Förderung von Bottom-Up-Prozessen sowie des
systematischen Einbezugs digitaler Medien».
Dass die Vorlage einen breiten Rückhalt zu erwarten hat, hatte sich bereits in der
Vernehmlassung gezeigt: 46 der eingegangenen 51 Stellungnahmen hatten sich deutlich
für eine Ratifikation des Abkommens ausgesprochen. Wie bereits beim
Übereinkommen zum Schutz des Unterwasser-Kulturerbes hatten sich lediglich der
Kanton Schwyz, die SVP und die beiden  Wirtschaftsverbände Centre Patronal und SGV
gegen die Vorlage gestellt. Ergänzend hatte die FDP verkündet, dass sie erhebliche
Zweifel am Nutzen der Konvention hege. 68

In der Sommersession 2019 tat es der Ständerat dem Nationalrat gleich und nahm, nach
dem Eintretensbeschluss, das Rahmenübereinkommen über den Wert des Kulturerbes
stillschweigend an. Bereits im März 2019 hatte die WBK-SR ihrem Rat mit 9 zu 0
Stimmen bei einer Enthaltung die Annahme empfohlen. 69

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.06.2019
MELIKE GÖKCE

In den Schlussabstimmungen der Sommersession 2019 wurde schliesslich das
Rahmenübereinkommen des Europarates über den Wert des Kulturerbes in beiden
Räten ohne grosse Beanstandung durchgewunken. Im Nationalrat sprachen sich 131
Stimmen für und 61 gegen eine Annahme aus, während die Vorlage im Ständerat 40
Befürwortende fand und lediglich eine Gegenstimme erhielt. 70

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.2019
MELIKE GÖKCE

Sprachen

Das Ministerkomitee des Europarates empfahl der Schweiz, mehr für den Erhalt des
Rätoromanischenzu tun. Auch der Gebrauch des Italienischen in Graubünden soll
gefördert werden. Grundlage für die Empfehlungen war der zweite Bericht der Schweiz
über die Umsetzung der Europäischen Charta der Regional- und Minderheitssprachen.
Der Schweiz wurde insbesondere empfohlen, Gesetzesgrundlagen zu erlassen, die es
den Rätoromanen erlauben, die Schutzbestimmungen der Charta voll auszuschöpfen.
Zudem soll alles unternommen werden, um die rechtlichen und praktischen
Hindernisse für das Romanische und Italienische in den Gerichtsinstanzen
Graubündens aus dem Weg zu räumen. Weitere Massnahmen sollen in den Bereichen
Bildung, Justiz, Verwaltung und öffentliche Dienstleistungsbetriebe, Medien, Kultur, im
wirtschaftlichen und sozialen Leben sowie beim grenzüberschreitenden Austausch
erfolgen. 71

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.06.2003
MARIANNE BENTELI

Medien

Neue Medien

In Beantwortung der Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU; Mo. 07.3629), die 2007 die
Ratifizierung der bislang einzigen internationalen Übereinkunft über die
Internetkriminalität gefordert hatte, unterbreitete der Bundesrat im Juni dem
Parlament die „Botschaft über die Genehmigung und die Umsetzung des
Übereinkommens des Europarates über die Cyberkriminalität“ vom November 2001 zur
Annahme. 72

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.06.2010
SUZANNE SCHÄR
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